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 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024 

 Beitrag 24: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaft-
lichkeit! 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Bericht  
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/176 
Vertrauliche Vorlage 18/183  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Mit diesem Prüfbericht beschäftigen wir uns jetzt 
zum dritten Mal.  

Der Landesrechnungshof hat uns mit seiner Vorlage einen Sachstandsvermerk zum 
Beitrag 24 übermittelt. Des Weiteren liegen die Berichte der Landesregierung in Form 
der vertraulichen Vorlage 18/176 und der heute Morgen zugegangenen und gerade 
gegen Unterschrift verteilten vertraulichen Vorlage 18/183 vor. Dies ist der Sprechzet-
tel von Frau Leipner-Sauer aus dem Innenministerium von vorgestern. Ich hätte mir 
den schon gestern erwünscht, aber es ist, wie es ist.  

Wir haben vorgestern mit dem Wortbeitrag des Innenministeriums geendet, und ich 
gehe genau so vor, wie wir geendet haben: Mir liegen drei Wortmeldungen vor.  

(Dirk Wedel [FDP] meldet sich. – Heiterkeit) 

– Das ist schlecht, wenn man so früh am Morgen noch keinen Kaffee vor sich hat, Herr 
Wedel.  

(Dirk Wedel [FDP]: Ich hatte einen Tee!) 

Mir liegen drei Wortmeldungen vor, und zwar in der Reihenfolge Herr Rock, Herr We-
del und Herr Börner. – Herr Rock hat jetzt das Wort. Bitte schön. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Vorsitzender! Das Innenministerium hat in der Sitzung 
vorgestern berichtet, dass es sich bei der von dem Innenministerium praktizierten Va-
riantenentwicklung aus seiner Sicht nicht um einen Sonderweg handle. Ich stelle mir 
zuerst die Frage: Wenn sich alle anderen Ressorts auf einem gemeinsamen Weg ge-
einigt haben und nur ein Ressort davon ausschert, was ist das dann anderes als ein 
Sonderweg? Aber das ist nur das eine.  

Zum Inhaltlichen. Wenn ich die Argumentation richtig verstanden habe – vielen Dank 
für die schriftliche Zuleitung; ich habe das eben noch überfliegen können –, basiert sie 
darauf, dass das Innenministerium und die ihm unterstellten Behörden unabhängig 
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seien und aufgrund des Ressortprinzips eigenständig handeln könnten. Darum müsse 
der Restwert nicht in die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung einbezogen werden, weil die-
ser nicht dem Innenministerium zugutekomme.  

Ich stelle mir die Frage: Wenn ein Ressort, also ein Teil der Landesregierung, bei ei-
nem zu 100 % dem Land gehörenden Betrieb eine Anmietung vornimmt, handelt es 
sich dann am Ende des Tages nicht um ein Insichgeschäft? Am Ende geht es doch 
darum, dass die Mittel der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler effizient ausgegeben 
werden. Ich glaube, dem normalen Steuerzahler ist relativ egal, ob das Innenministe-
rium, das Finanzministerium, der Landesrechnungshof, der BLB oder sonst eine Be-
hörde das Geld ausgibt, sondern es geht am Ende darum, dass das Geld effizient 
ausgegeben wird. Ich glaube, das muss man bei der ganzen Sache grundsätzlich mit-
berücksichtigen.  

Ich stimme ausdrücklich zu – das ist in dem Bericht auf Seite 6 –, dass die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen vergleichbar und methodisch konsistent sein müssen. Das ist 
vollkommen klar. Deshalb habe ich mich gefragt – die Frage richtet sich auch an die 
Vertreter des Finanzministeriums –: Wenn es zu einem bestimmten Zeitpunkt eine 
Restwertkalkulation gibt, kann man dann davon ausgehen, dass bei der Mietzinsbe-
rechnung der Restwert auch in die entsprechende Kalkulation eingepreist wird?  

Ich nenne ein Beispiel. Angenommen, der BLB schreibt ein Gebäude auf 25 Jahre ab, 
und danach besteht noch ein Restwert von 25 %. Dann sollte man eigentlich davon 
ausgehen, dass der abgezinste Mietzins in dem Zeitraum auch nur 75 % der Baukosten 
beträgt und die restlichen 25 % als Restwert übrig bleiben, sodass man am Ende auf 
100 % kommt. Das wäre aus meiner Sicht eine konsistente Rechnung. Wenn das der 
Fall wäre, dann wäre das Argument des Innenministeriums aus meiner Sicht entkräftet.  

Dann stellt sich für mich die Frage: Gibt es aus Sicht des Landesrechnungshofs oder 
aus Sicht des Finanzministeriums oder gerne auch aus Sicht des Innenministeriums 
bei der Mietkalkulation Unterschiede bei den Abschreibungszeiträumen? Schreiben 
Private auf längere Zeiträume ab, als es der Bau- und Liegenschaftsbetrieb tut?  

Dann gehe ich auch davon aus – den Einwand hatte ich auch den umfangreichen Un-
terlagen, die uns das Innenministerium dankenswerterweise zur Verfügung gestellt 
hat, entnommen –, dass das Innenministerium nicht in der Lage ist, einen Restwert zu 
ermitteln. Das kann ich total nachvollziehen. Gehe ich recht in der Annahme, dass die 
Restwertkalkulation seitens des BLB an die jeweiligen Ressorts geleistet wird, und 
dass es nicht Aufgabe der Ressorts ist, eine Restwertermittlung durchzuführen? Falls 
dem so ist, wäre auch dieses Argument aus meiner Sicht ausgeräumt.  

Das sind erst einmal meine Nachfragen für meine erste Runde. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Herr Rock. – Es sind alle angespro-
chen worden. Ich fange mit Herrn Zelljahn an.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Schönen guten Morgen! 
Meine Damen und Herren! Ich fange mit dem an, was Herr Rock ganz am Anfang 
gesagt hat, nämlich mit dem Insichgeschäft. Ja, genau so sehen wir das. Man muss 
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sich vorstellen, dass im Grunde diese Transparenz der Miete, die mit der Einführung 
des BLB geschaffen wurde, das Vermieter-Mieter-Modell, eigentlich nur – in Anfüh-
rungsstrichen – eine Krücke ist: Egal welches Ressort es ist, es handelt im Grunde 
immer für das Land. Der BLB handelt auch für das Land. Sie haben also keine zwei 
verschiedenen Rechtsträger, wenn Sie so wollen, sondern eigentlich nur einen. Das 
Vermieter-Mieter-Modell geht eigentlich davon aus, die Mieten transparent zu machen 
und einen Wettbewerb herzustellen. Deshalb kann ich das, Herr Rock, wie gesagt total 
bestätigen.  

Was die Restwertkalkulation angeht: Ja, auch da gibt es Unterschiede. Deshalb haben 
wir damals als Landesrechnungshof immer gefordert – und das hat das Finanzminis-
terium letztendlich auch mitgemacht –, dass man den Restwert aus Fairnessgründen, 
damit der BLB wettbewerbsfähig ist, berücksichtigt. Denn der BLB schreibt in aller Re-
gel relativ zügig ab. Das ist bei fremden Dritten häufig anders – ich kann nicht von allen 
fremden Dritten sprechen –; die schreiben etwas länger ab. Wenn Sie nach einer ge-
wissen Laufzeit – beim BLB sind das häufig 25 Jahre – entweder eine hundertprozen-
tige Amortisation des Bauvorhabens oder eine fünfundsiebzigprozentige Amortisation 
des Bauvorhabens erreichen wollen, dann müssen Sie irgendwo auch den Restwert 
der Immobilie berücksichtigen. Denn nach 25 Jahren sind die Immobilien in der Regel, 
auch wenn es Verwaltungsgebäude sind, nicht so durch, dass man sagen könnte: Das 
ist nichts mehr wert. Und vom Grundstück wollen wir gar nicht sprechen, denn das ist 
immer noch etwas wert, und es steigt auch im Wert, wie wir alle wissen.  

Das war gewissermaßen auch die Antwort auf die Mietkalkulation, die Sie, Herr Rock, 
genannt hatten. Ich hoffe, ich habe da jetzt nichts vergessen. Das läuft zwischen BLB 
und Dritten ein bisschen auseinander, und um den BLB in dem Konkurrenzverhältnis 
zu belassen, haben wir diese Restwertkalkulation gefordert. Das FM hat es mitge-
macht; andere Ressorts machen das auch mit.  

Zu Ihrer letzten Frage, Herr Rock. Führt der BLB eine Restwertkalkulation durch? Ja. 
Ich darf noch einmal auf die beiden Leitfäden verweisen, die es gibt, die das Finanz-
ministerium ins Leben gerufen hat. Demnach soll es sehr geordnet zugehen, wenn wir 
es mit Landesimmobilien zu tun haben. Wir haben einen sogenannten Lotsen, das ist 
meistens die NRW.BANK, und einen Wirtschaftsprüfer, der sich letztlich auch mit da-
rum kümmert, aber die Restwertkalkulation – wenn man sie dann haben will; wenn 
man so weit kommt – liefert der BLB. 

Herr Rock, ist das ausreichend beantwortet?  

(Kopfnicken von Simon Rock [GRÜNE]) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Der BLB wurde zuletzt angesprochen. Demnach 
ist jetzt das Finanzministerium dran. Wer antwortet für das Finanzministerium? 

LMR Marc Hüffner (FM): Das übernehmen ich, Herr Vorsitzender. Ich bin Gruppen-
leiter „Staatlicher Hochbau“. Ich darf Herrn Dr. Mangelsdorff entschuldigen, der heute 
in Berlin weilt.  
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Herr Rock, ich kann mich Herrn Zelljahns und Ihren Ausführungen in der Tat nur an-
schließen. Man muss zwischen der Amortisation der Investitionen des BLBs und der 
Causa „Restwertbetrachtung“ differenzieren. Noch einmal zur Amortisation seiner In-
vestitionen. Für den Fall einer Nichtdrittverwendungsfähigkeit einer Liegenschaft be-
müht sich der BLB darum, seine Investition zu 100 % über die Dauer des Mietvertrags 
von in der Regel 25 Jahren zu amortisieren. In all den Fällen einer sogenannten Dritt- 
oder Anschlussverwendungsfähigkeit amortisiert er seine Investitionen über 40 Jahre, 
obschon er zunächst einmal nur einen fünfundzwanzigjährigen Mietvertrag abschließt.  

Das bedeutet für den Nutzer bzw. für den Mieter, dass sich seine Miete ab dem 26. Jahr 
auf eine Instandhaltungsmiete unter Berücksichtigung der restlichen 25 % der Investi-
tionen des BLBs reduziert, die dieser eingangs getätigt hat und natürlich amortisieren 
muss.  

Ab dem 40. Jahr haben wir ein Grundstück mit einer aufstehenden Immobilie in der 
Bilanz des BLBs, die nach den gesetzlichen Anforderungen vom BLB abgeschrieben 
wird. Nach meiner Erinnerung ist es so, dass Grundstücke über 50 Jahre abzuschrei-
ben sind, und zwar sowohl von Privaten als auch von unserem teilrechtsfähigen Son-
dervermögen BLB.  

Was danach in den Büchern des BLB steht, ist der Restwert, der eingangs im Rahmen 
der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit Blick auf den Lebenszyklus einer Liegenschaft 
als Parameter zugrunde gelegt wird. Der Restwert befähigt den BLB, entweder ab dem 
26. Jahr, wenn der Mietvertrag nicht verlängert wird, einem neuen Mieter eine günsti-
gere Instandhaltungsmiete unter Berücksichtigung seines Eigentums anzubieten, oder 
dem Mieter Gleiches anzubieten, der sich für eine Anschlussanmietung starkmacht.  

Das ist die Auswirkung der Restwertbetrachtung mit Blick auf die Investitionen des BLB. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Das Innenministerium möchte dazu 
auch etwas sagen?  

RD’in Mirjam Leipner-Sauer (IM): Ja. Ich arbeite im Referat 431 im Innenministerium.  

Ich möchte gerne noch einmal ein bisschen zu dem Wettbewerbsaspekt ausführen. 
Nach Ansicht des Innenministeriums ist der Kabinettbeschluss von 2000, über den wir 
auch am Dienstag gesprochen haben, weiterhin in Kraft; er ist nicht aufgehoben.  

Der Liegenschaftserlass arbeitet genau an diesem Modell weiter. Nach Abschaffung 
der staatlichen Bau- und Liegenschaftsbetriebe aus den 90er-Jahren hat man sich mit 
Schaffung des BLB und dem Bau- und Liegenschaftsbetriebsgesetz für einen Wettbe-
werb entschieden, deswegen das Vermieter-Mieter-Modell entstehen lassen und den 
BLB in einen gleichgesetzten Wettbewerb mit Dritten setzen wollen. Daher hat das 
Innenministerium diesen Liegenschaftserlass genau nach diesem kaskadenartigen 
Denken aufgebaut, dass zunächst der BLB ein exklusives Recht hat, sich ins Spiel zu 
bringen, dies aber in einer Frist, die so bemessen sein muss, damit man Wettbewerb 
herstellen kann. Sieht sich der BLB nicht imstande oder hat kein passendes Angebot, 
so darf man sich am Markt bedienen.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 7 - APr 18/1187 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 29.01.2026 
33. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
Als gleicher Parameter wird aufgrund des Wettbewerbs der Quadratmetermietzins als 
vereinheitlichte Sichtweise aus starrer Mietersicht genommen, weil dieser sich aus 
Mietersicht als einziges Verpflichtungsmodell aufdrückt. Der Mieter muss eben nur ei-
nen Quadratmetermietzins zahlen.  

Dementsprechend sehen wir als problematisch an, eine Landessicht einzunehmen, 
weil die Rechtssicherheit fehlt. Wann nimmt man eine Landessicht an? Wann bleibt 
man im Einzelplan und auch in Ansehung seiner Pflichten, die man aus dem Einzelplan 
heraus erfüllen muss?  

Dementsprechend sieht es auch die oberverwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 
so – das kam auch in den Stellungnahmen heraus –, dass man den BLB, sobald er 
Dienstleistungen oder Produkte anbietet, die auch ein Dritter anbietet, gleichbehandeln 
muss und keine einheitliche Landessicht zulässig ist. Dazu sagt das OVG sogar, dass 
sich eine Ausnahme von dem Vollständigkeitsprinzip im Haushalt ergeben müsse, da-
mit man diesen Wettbewerb stringent herstellt. Das ist der Hintergrund. 

Natürlich – da sind wir mit dem LRH auf einer Linie – geht es im Endeffekt um die 
Wirtschaftlichkeit, um die wir genauso bemüht sind wie das Finanzministerium. Wir 
meinen, mit dem Liegenschaftserlass ein sehr rechtssicheres Modell hergestellt zu ha-
ben, das sich auch extern überprüfen lässt. Immerhin – das kam am Dienstag auch 
heraus – ist es gar nicht so einfach, Mittel rechtssicher zu verausgaben. Wir kamen 
2018 … Das war übrigens auch das Jahr, als sich die Minister zwischen Finanzminis-
terium und Innenministerium geeinigt haben – das war nicht 2016; so weit als Korrek-
tur –, dass der Liegenschaftserlass weiter angewandt wird. Das ist weiterhin unsere 
Denkweise, und danach arbeiten wir. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Ich fahre in der Wortmeldungsrei-
henfolge fort. Herr Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank 
für die bisherigen Ausführungen und für die zügige Übersendung der vertraulichen 
Vorlage 18/183.  

Ich möchte, nachdem ich in der letzten Sitzung eher auf die formalen Gesichtspunkte 
zu sprechen gekommen bin, jetzt eher auf die wirtschaftliche Betrachtung abzielen.  

Wenn ich das gerade richtig verstanden habe, was die Restwertkalkulation und deren 
Berücksichtigung angeht … Vorab noch eine Bemerkung. Erstens richte ich meine 
Fragen an alle drei Beteiligten – Landesrechnungshof, Finanzministerium und Innen-
ministerium –, und zum Zweiten noch die Vorbemerkung: Ich habe in der letzten Sit-
zung aus dem Verlauf der Sitzung nicht entnehmen können, warum wir diese nichtöf-
fentlich bzw. vertraulich durchgeführt haben. Das heißt: Ich werde darüber nachden-
ken, welche Möglichkeiten es gibt, das aus der Vertraulichkeit wieder herauszuholen.  

Wie auch immer: Ich komme jetzt zu den einzelnen Fragen. 

Wenn ich richtig verstanden habe, was Sie seitens des Finanzministeriums gerade 
dargestellt haben, wie das mit dem Restwert geht – der Landesrechnungshof hat das 
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geschickt umschifft –, dann ist es doch so, dass in der vorgegebenen Zeit, wenn der 
Restwert nicht mietmindernd eingesetzt wird, praktisch schon ab Tag 1 zumindest in-
nerhalb der ersten 25 Jahre das Ressort für den BLB letztlich einen Mehrwert schafft, 
der über das hinausgeht, was eigentlich zur Amortisation an dieser Stelle erforderlich 
ist. Da lautet natürlich die Frage – das würde bei einem privaten Dritten nicht passie-
ren –: Wie soll denn das dann noch im Sinne des Wettbewerbs vergleichbar sein? Es 
ist doch eigentlich von vornherein klar, dass es keine Vergleichbarkeit gibt, wenn man 
zulässt, dass sich der BLB auf Kosten des Ressorts einen zusätzlichen Wert erarbeitet. 
Ob das aus der Landessicht insgesamt sinnvoll ist, ist letztlich eine Frage, die den 
Chefgesprächen in den Haushaltsverhandlungen vorbehalten sein muss. Das ist klar. 
Aber es ist doch zunächst einmal bei der Frage „Habe ich an dieser Stelle einen echten 
Wettbewerb?“ immer so, dass sich das von dem privaten Dritten unterscheidet, der 
nach Ablauf der Mietvertragszeit das Ding entweder verkauft, es weitervermietet oder 
sonst irgendetwas tut, wo sich aber letztlich die Frage eigentlich genauso stellt wie 
beim BLB, wie man damit umgeht. Der BLB möchte sich aber vorab schon einmal die 
Sicherheit schaffen, dass das für ihn kein wirtschaftliches Risiko darstellt. Das ist das 
Erste, wo ich auf die Vergleichbarkeit eingehen möchte. Dazu interessiert mich die 
jeweilige Sichtweise.  

Zweitens. Zum Thema „Vergleichbarkeit der Angebote und Wettbewerb“. Es ist so – 
das ist insbesondere in der vertraulichen Vorlage 18/176 dargestellt worden –, dass 
die Angebote des BLB anders als die von privaten Dritten überhaupt keine Verbind-
lichkeit beanspruchen, sondern ausdrücklich als unverbindliche Angebote abgegeben 
werden. Deswegen lautet die Frage: Kann man das überhaupt miteinander verglei-
chen? Es könnte ja sein, dass der BLB nach einer gewissen Zeit schlicht und ergrei-
fend sagt: Das kostet jetzt aber 30 % mehr.  

Wenn der BLB schon den Zuschlag bekommen hat, ist das Nächste – auch das wurde 
in der vertraulichen Vorlage sehr nachvollziehbar dargelegt –, dass man sich als Res-
sort dann in eine zeitliche und finanzielle Abhängigkeit vom BLB begibt, ohne tatsäch-
lich genau zu wissen, wann man was bekommt. Auch das ist wieder ein Unterschied 
zu einem privaten Dritten, der klare Fristen bekommt, der nach BGB schlicht und er-
greifend seine Leistung liefern muss. Muss man diese Aspekte bei einer Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung im Sinne des § 7 LHO nicht eigentlich mitberücksichtigen, weil es 
ein geldwerter Vorteil ist, wenn ich genau weiß, wann ich was bekomme, oder den 
entsprechenden Gegenwert oder die Gewährleistungsrechte im Zweifelsfall gerichtlich 
einklagen kann? 

Gewährleistungsrechte sind das nächste Thema. Muss ich im Rahmen der Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung nicht eigentlich die BGB-Gewährleistungsrechte, die ich gegen-
über einem Dritten habe, werterhöhend gegenüber diesem Interessenausgleichsver-
fahren, das zwischen BLB und Ressort stattfindet, ansetzen? Was habe ich als Ress-
ort denn davon? Als Ressort will ich doch im Endeffekt die beanspruchte Leistung, die 
vereinbarte Leistung zum richtigen Zeitpunkt in der richtigen Qualität usw. haben. 
Wenn ich sie nicht habe, habe ich bei einem privaten Dritten die Gewährleistungs-
rechte und kann sie im Zweifelsfall durchsetzen. Gegenüber dem BLB kann ich es 
nicht durchsetzen. Das ist doch letztlich auch eine Frage der Wirtschaftlichkeit, die 
man sehr genau vergleichen muss.  
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Deswegen frage ich mich auch, ob beispielsweise diese unverbindlichen Angebote, 
die der BLB nach der vertraulichen Vorlage abgibt, überhaupt zu irgendeiner Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung taugen, weil das ja unter Umständen nicht das Endergebnis 
ist mit Blick darauf, was letztlich an Konditionen vorgegeben wird. Daher sage ich ganz 
offen: Ich habe ein sehr großes Verständnis für die Positionen, die das Innenministe-
rium an dieser Stelle mit dem Liegenschaftserlass verfolgt. 

Ich habe noch eine Frage. Aus Sicht des Landes ist es doch schlicht und ergreifend 
günstiger, wenn ich … deswegen noch einmal – es ist ja ganz interessant –: Das ist 
das Einzige, was die Vertraulichkeit tatsächlich rechtfertigt, nämlich, dass die einzel-
nen Mietangebote hier tatsächlich aufgeführt sind, und zwar, glaube ich, auf Seite 23 
oder so; nein, Seite 23 war es nicht. Die Seite habe ich jetzt nicht parat. Für mich lautet 
die Frage: Wenn bei dem Vergleich dieser Angebote herauskommt, dass es deutlich 
günstiger wird, wenn man den privaten Dritten nimmt, als wenn ich den BLB beauf-
trage, dann ist das doch auch für die Landessicht gut, weil man insgesamt für diese 
Immobilie schlicht und ergreifend weniger ausgibt. Wenn der BLB beispielsweise Be-
stellbau macht, wenn man den gar nicht erst darauf ansetzt, sondern private Dritte, 
dann habe ich auch für den Landeshaushalt etwas gewonnen, weil ich nämlich insge-
samt für die Unterbringung weniger bezahle. Ob der BLB sich dann mehr oder weniger 
selbst obsolet macht oder nicht, ist eine ganz andere Frage. Deswegen kann ich auch 
nicht nachvollziehen, wenn gesagt wird nach dem Motto: „Wenn ich den BLB beauf-
trage, dann habe ich die Landessicht an dieser Stelle erfüllt“, weil es doch für den 
Gesamthaushalt billiger ist, wenn ich für die Unterbringung weniger ausgebe. – Das 
vielleicht auch als Gesichtspunkt.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herzlichen Dank, Herr Wedel. – Die Fragen bzw. 
Stellungnahmen gingen an alle drei. Wir fangen wieder mit Herrn Zelljahn an.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ich muss Ihnen sagen: Es 
ist für mich ein bisschen schwierig, die Fragen aus Ihren Ausführungen herauszukris-
tallisieren, aber ich versuche es einmal. Das meiste davon kann sicherlich das Finanz-
ministerium beantworten.  

Um aber direkt mit dem Missverständnis aufzuräumen: Es ist keinesfalls so, dass der 
Rechnungshof will, dass immer mit dem BLB abgeschlossen wird. Selbstverständlich 
ist das so, Herr Wedel: Wenn der fremde Dritte günstiger ist, dann macht er das auch. 
Das ist doch im Grunde Gegenstand der Einführung des BLB: der Wettbewerb. Die 
Frage lautet, wie man da hinkommt und wie man das rechnet.  

Dass der BLB keine verbindlichen Angebote abgeben kann, ist aus meiner Sicht – 
wenn ich das richtig sehe – dem Vergaberecht geschuldet, weil sich der BLB am 
Vergaberecht nicht beteiligen darf, weil er im Grunde Dienstleister des Landes ist. Ich 
glaube, es ist auch die Landessicht, dass sich der BLB nicht am Vergabeverfahren 
beteiligen darf. Also gibt er im Grunde als ersten Aufschlag einen Mietorientierungs-
wert ab, beispielsweise gegenüber dem Innenministerium, und dieser Mietorientie-
rungswert hat eine Obergrenze, wenn ich das richtig im Kopf habe. Der ist also insoweit 
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verbindlich, als diese Obergrenze nicht überschritten wird. – Das erst einmal von mei-
ner Seite. Ich glaube, das FM kann das noch etwas besser konkretisieren.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Konkretisieren Sie. 

LMR Marc Hüffner (FM): Ich bemühe mich, Herr Vorsitzender. – Vielen Dank, Herr 
Zelljahn, für die einleitenden Worte.  

Zunächst einmal zu meiner Ausführung zuvor. Ich hatte versucht, darzustellen, dass 
die Variante des BLB auch im Vergleich zu einer externen Variante unter Berücksich-
tigung des Restwerts bzw. der Schaffung von Eigentum für das Land in verschiedens-
ten Konstellationen wirtschaftlicher sein kann. Sie ist es aber im Zweifel nicht in jedem 
einzelnen Fall. Gerade deshalb nehmen wir eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung vor. 
Da kann ich Ihre Ausführungen, Herr Zelljahn, ausdrücklich unterstützen.  

Herr Wedel, zu der Vorlage, die Sie zitierten. Wenn es die vom heutigen Tag ist, dann 
bitte ich um Verständnis, dass ich die Inhalte noch nicht zur Kenntnis nehmen konnte.  

(Dirk Wedel [FDP]: Nein! Es ist die andere!) 

– Gut, aber ich mache jetzt weiter in dem Versuch, die Fragen zu beantworten.  

Sie fragen danach, ob es denn nicht so sei, dass das Ressort für den BLB mit Blick 
auf diese Amortisationsdauer innerhalb der ersten 25 Jahre einen Mehrwert schaffe. 
Das möchte ich mit einem klaren Nein beantworten. Eigentümer dieser Liegenschaft, 
die dann erworben wird, ist das Land Nordrhein-Westfalen; der BLB ist wirtschaftlicher 
Eigentümer. Mithin ist das kein Mehrwert für den BLB, sondern für das Land Nordrhein-
Westfalen insgesamt, was dann perspektivisch – wie ich vorhin ausführte – zum Bei-
spiel ab dem 26. Jahr oder ab dem 41. Jahr dazu führt, dass man das Eigentum bzw. 
die aufstehende Liegenschaft hat, das natürlich über die Dekaden hinweg an den Nut-
zerbedarf anpassen darf und anpassen muss, aber im Zweifelsfall auch günstigere 
Mieten als der Markt aufrufen kann.  

Zur Vergleichbarkeit der Angebote. Die Angebote – das sprach Herr Zelljahn gerade 
auch an – des BLB seien unverbindlich. Nein, dem ist nicht so. Es gibt Fallkonstellati-
onen, in denen der BLB aufgrund von Zeitnot – so mag es auch bei dem Nutzer der 
Innenverwaltung der Fall sein – zunächst einmal sogenannte unverbindliche Mietan-
gebote abgibt. Das liegt, so ich das Verfahren des Innenministers richtig verstehe und 
wie auch Herr Zelljahn ausführte, daran, dass der BLB gehalten ist, innerhalb der Fris-
ten des GWB, des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen,  

(Dirk Wedel [FDP]: Wie jeder andere auch!) 

eine Hausnummer idealerweise verbindlich zu nennen. Dazu ist er nicht befähigt.  

Der absolute Regelfall lautet in der Tat, dass der BLB gehalten ist, spätestens in der 
Leistungsphase 3 einen sogenannten Mietorientierungswert abzugeben. Dieser Miet-
orientierungswert ist eine verbindliche Obergrenze des künftigen Mietzinses. Der Miet-
orientierungswert wird in einer sehr frühen Leistungsphase ermittelt. Deshalb sind da-
rin auch Risiken einkalkuliert, die sich im Verlauf der Leistungsphasen idealerweise 
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reduzieren. Sie werden sich nie auf null reduzieren: Bei der Kernsanierung wissen Sie 
nicht, was hinter der Wand ist. Sie wissen nicht, was sich noch im Boden finden könnte, 
bevor Sie die Baugrube ausheben etc. Aber der Regelfall sollte sein, dass sich der 
Mietorientierungswert auf dem Weg zu dem verbindlichen Mietangebot reduziert. – So 
viel zu der Verbindlichkeit, die er aber gegebenenfalls nach dem Verfahren des Innen-
ministeriums nicht darstellen kann.  

Zum Thema der Gewährleistungsrechte. Wir haben aus Anlass der Errichtung des BLB 
weiland sogenannte Mustermietverträge im Kabinett beschlossen, die im Verwaltungs-
vermögen auch zur Anwendung gebracht werden. Dort sind natürlich auch Regelun-
gen zur Gewährleistung, zu Schiedsverfahren enthalten.  

(Zuruf von Dirk Wedel [FDP]) 

Der BLB ist als Vermieter natürlich auch gehalten, mit Minderungsansprüchen, die mit 
Blick auf Sanierungsstaus teilweise sicherlich auch mehr als berechtigt sind, umzuge-
hen, und zwar genauso wie ein privater Vermieter.  

Herr Wedel, Schlussendlich hatte ich mir notiert, dass Sie ausführten, dass der Miet-
zins, den private Dritte aufriefen, grundsätzlich günstigerer sei. Das vermag ich nicht 
abschließend zu beurteilen.  

(Dirk Wedel [FDP]: Nein! Das ist in der Vorlage hier!) 

– Das nehme ich gerne zur Kenntnis. Das mag vielleicht daran liegen, dass sich der 
Dritte anders, als ich es vorhin für den BLB ausführte, über einen längeren Zeitraum 
amortisiert, vielleicht auch über die 50 Jahre amortisiert, die er bilanziell gehalten ist, 
die Liegenschaft oder seine Investitionen abzuschreiben, um am Ende des Tages ei-
nen Buchwert abzubilden.  

Noch einmal: Der vermeintlich günstigere Mietzins eines privaten Dritten zum Beispiel 
für die ersten 25 Jahre eines Engagements führt nicht dazu, dass der Landesmieter 
ab dem 26. Jahr bei diesem privaten Investor auch eine niedrige Instandhaltungsmiete 
erhält, wie sie dann der BLB aufruft, weil er sich in den 25 Jahren zu 75 oder gar zu 
100 % amortisiert hat.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Möchte das IM in einer Stellung-
nahme ergänzen oder Fragen beantworten? 

RD’in Mirjam Leipner-Sauer (IM): Nur ganz kurz. Wie Herr Wedel sagt, rekurriert sich 
bei uns alles auf den Wettbewerb, den wir beim BLB aus unserer Sicht auch so sicher-
stellen, dass wir auf ein haushaltsreifes Mietangebot pochen, weil Dritte das genauso 
anbieten müssen. Die dürfen auch keinen Mietorientierungswert angeben, sondern 
müssen sich auf ein verbindliches Angebot, das sie intern berechnen und uns auch 
nicht offengelegt wird, festlegen. Unserer Vorstellung von Wettbewerb entspricht, dass 
sich der BLB genauso verhalten muss und wir uns nicht mit der Berechnungsmethode 
des BLB beschäftigen müssen, sondern der BLB für sich selbst schaut, ab wann er 
sich dazu imstande sieht, uns ein Angebot zu machen.  
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Auf diese Weise haben wir in unserem System – ich finde, auch das ist ein sehr wirt-
schaftlicher Aspekt des Liegenschaftserlasses – auch wenig mit Mietnachforderungen 
oder -mehrforderungen zu tun. Wenn wir einmal einen Zuschlag erteilt haben – das 
gilt sowohl beim BLB als auch bei Dritten –, dann findet keine Mieterhöhung statt. Falls 
dann Kostensteigerungen aufseiten des Vermieters eintreten, muss er diese selbst 
irgendwie ausgleichen, es sei denn, es handelt sich um sehr krisenschwere Situatio-
nen wie zum Beispiel Corona oder den Ukraine-Angriffskrieg. In diesen Situationen 
war es so, dass man teilweise mit Nachforderungen konfrontiert wurde, diese dann 
aber nur nach Rechtsberatung und auch im Rahmen der obergerichtlichen Rechtspre-
chung zulässt. Das kommt sehr selten vor. Also bietet dieses System, sich nur auf 
haushaltsreife Angebote zu fokussieren, eine sehr große Rechtssicherheit für das Res-
sort, das anmietet. Das ist aus Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten ein wichtiger Aspekt.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Zelljahn noch einmal. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich fühle mich ein bisschen herausgefordert, was den Wettbewerb 
angeht, den das Innenministerium herstellen möchte. Wir haben es in den Bericht ge-
schrieben: In über 50 % der Fälle gibt es nur einen Anbieter für das Innenministerium. 
Woran liegt das? Das Innenministerium sucht in der Stadt XY für eine Polizeistation, 
Polizeidirektion, was weiß ich, einen Anbieter – meistens handelt es sich um einen 
Bestellbau, weil die Polizei mit Gewahrsamszellen, schusssicherem Glas usw. natür-
lich ganz bestimmte Anforderungen hat – und bestellt dann einen Bestellbau. Meistens 
ist in dieser Stadt nur ein Investor in der Lage, das auf einem bestimmten Grundstück 
zu liefern. In über 50 % der Fälle gibt es keinen Wettbewerb. Das haben wir auch 
dargestellt.  

Wir hatten einen Fall – ich glaube, es war in Münster –, in dem es einen Wettbewerb 
gab; da gab es nämlich gleich vier Anbieter. Woran lag das? Das Grundstück gehörte 
der Stadt Münster, und die Stadt Münster hat gesagt: Das Grundstück bekommt der-
jenige Investor, der diese Polizeistation bzw. -direktion – ich weiß nicht mehr, was es 
war – baut. Da hatten wir auch mal einen Wettbewerb, aber ansonsten eher nicht. Weil 
es keinen Zweitanbieter usw. gibt, kann man auch nicht sagen, dass das Innenminis-
terium meistens sehr wirtschaftlich baut oder sehr wirtschaftlich bestellt.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Herr Börner.  

Frank Börner (SPD): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ähnlich wie es 
Herr Wedel ausgeführt hat, haben wir der Vertraulichkeit zugestimmt, aber den Grund 
für diese Vertraulichkeit haben auch wir noch nicht richtig herausgefunden. Diese grö-
ßere Drucksache? Okay, wenn dort Sachen drinstehen, kann man die auch vertraulich 
behandeln. Wir bleiben in jedem Fall dabei, dass in der zweiten Lesung zumindest ein 
öffentlicher Teil dabei sein muss. Der Bereich, der vielleicht vertraulich ist, dass das 
für die Landesregierung hier und da insgesamt vielleicht nicht so angenehm ist, wenn 
ein Ministerium sagt: Wir fahren einen Sonderweg. Wir fühlen uns nicht mehr als Teil 
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der Landesregierung, sondern gehen relativ konsequent unseren eigenen Weg … De-
ren Sicht wurde mit der Drucksache, die wir heute bekommen haben, also warum die 
das so sehen, hinreichend erklärt.  

Gleichwohl bleibt es – das wurde hier auch diskutiert – letztlich so, dass es um den 
Ertrag oder um Steuergelder insgesamt geht. Und dabei ist es schon besser, wenn 
eine vielleicht zu hohe Miete im Landeshaushalt oder beim BLB verbleibt als bei priva-
ten Dritten.  

Es bleibt weiter die Frage, warum das Innenministerium der Auffassung ist, dass dieser 
Sonderweg beibehalten werden muss. Es gibt auch die Idee, zu überlegen, ob man 
die grundsätzlichen Regeln der Landesregierung verändert. In jedem Fall hätte ich 
dazu gerne eine abschließende Positionierung.  

Für die zweite Lesung bitte ich darum, dass wir auch eine Positionierung der Staats-
kanzlei hierzu bekommen, warum es für sie akzeptabel bzw. nicht akzeptabel ist, dass 
ein Ministerium einen Sonderweg geht.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wer spricht? – Herr Zelljahn, fühlen Sie sich ange-
sprochen?  

(Kopfschütteln von Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn) 

Finanzministerium? – Fühlt sich auch nicht angesprochen. Innenministerium? – Herr 
Börner, das war ein kurzer Wortbeitrag.  

(Heiterkeit von Dirk Wedel [FDP] – Frank Börner [SPD]: Dann frage ich 
in der öffentlichen Sitzung noch einmal!) 

Herr Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Ich gehe davon aus, dass wir die Beschlussfassung selbst-
verständlich in öffentlicher Sitzung vornehmen. Es wird auch einen entsprechenden 
Beschlussvorschlag der Fraktionen dazu geben, der dann natürlich auch öffentlich ist. 
Zumal: Wir haben die Diskussion beim letzten Mal in öffentlicher Sitzung angefangen.  

(Zuruf: Genau!) 

Wir haben das Thema „Vertraulichkeit“ deshalb, weil der Bericht, der uns vom Innen-
ministerium zugeleitet wurde, als vertraulich gekennzeichnet wurde. Das war nicht 
meine Entscheidung. Wir wollten nicht in eine Situation kommen, in der gesagt wird: 
Stopp, jetzt muss ich Ihren Redebeitrag an dieser Stelle unterbrechen. Wir müssen in 
einen vertraulichen Sitzungsteil eintreten. – Das war rein sitzungsökonomischen Punk-
ten geschuldet. Wir haben natürlich überhaupt kein Problem damit, diesen Sachverhalt 
auch öffentlich zu diskutieren, zumal die Argumente im wahrsten Sinne des Wortes 
auf dem Tisch liegen.  

Das Innenministerium hat gerade noch einmal auf den Kabinettbeschluss aus dem 
Jahr 2000 rekurriert. Ich habe aber schon den Ausführungen von Herrn Mangelsdorff 
beim letzten Mal entnommen, dass dieser Kabinettbeschluss durch aktuellere Kabi-
nettbeschlüsse weit überholt war. Daher hat sich die Stringenz, sich seitens des Innen-
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ministeriums noch einmal auf das Jahr 2000 zu beziehen, aus meiner Sicht nicht kom-
plett erschlossen.  

In den ersten Ausführungen der Vertreterin des Innenministeriums wurde gefragt: 
Wann nimmt man denn die Landessicht ein? Ich würde das so beantworten: immer 
dann, wenn es um ein Angebot einer Institution geht, die zu 100 % in Landeshand ist. 
Ich würde nicht „in öffentlicher Hand“ sagen, aber wenn es zu 100 % Eigentum des 
Landes Nordrhein-Westfalen ist, dann spricht sehr viel dafür, auch die Landessicht 
einzunehmen.  

Den Hinweis auf die einschlägige OVG-Rechtsprechung habe ich nicht ganz verstan-
den. Vielleicht kann das Innenministerium noch einmal ausführen, inwieweit die Lan-
desregierung und der Haushaltsgesetzgeber … inwieweit die OVG-Urteile so einschlä-
gig gehalten sind, dass sie verbieten, dass der BLB einen Restwert berechnen und zur 
Verfügung stellen kann. Das hat sich mir nicht erschlossen.  

Ansonsten gilt der Grundsatz, dass man Gleiches gleich und Ungleiches ungleich be-
handeln muss. Das ist für mich ein fairer Wettbewerb. Wenn jemand in öffentlicher 
Hand einen Restwert hat, welcher der öffentlichen Hand zugutekommt, dann ist es 
etwas Ungleiches im Vergleich zu einem privaten Investor. Das haben wir jetzt auch 
mehrfach behandelt.  

In der letzten Ausführung der Kollegin des Innenministeriums wurde noch gesagt, 
wenn ich das richtig verstanden habe, der BLB würde keine verbindlichen Mietange-
bote einholen und dass das ein Problem sei. Der Kollege des Finanzministeriums hat 
aber doch fünf Minuten vorher sehr eindeutig ausgeführt, dass der Mietorientierungs-
wert – das war, glaube ich, in der Leistungsstufe 3 – nach oben verbindlich ist, dass er 
also nicht überschritten werden kann. Wenn diese Aussage so stimmt,  

(Kopfnicken von LMR Marc Hüffner [FM]) 

wäre das, was Sie sagen, doch widerlegt, und der BLB würde eben doch ein nach 
oben verbindliches Mietangebot abgeben.  

(Dirk Wedel [FDP]: Später!) 

– Ja, aber in einer Leistungsphase, bevor der Zuschlag erteilt wird. So habe ich das 
verstanden. Klar: Wenn der Zuschlag erteilt und dann ein verbindliches Angebot er-
stellt werden würde, wäre es natürlich witzlos. Es muss natürlich in einer Phase erstellt 
werden, bevor der endgültige Zuschlag erteilt wird und in der noch mehrere potenzielle 
Investoren im Rennen sind. Ich habe es so verstanden, dass das so ist. Insofern ver-
stehe ich auch da die Argumentation nicht.  

Im Hinblick auf die Aussage, es müsse einen Wettbewerb geben: Ja, das sehe ich total 
so. Und wenn nach Lage der Dinge und nach objektiver Betrachtung Private günstiger 
sind, sollen Private den Zuschlag bekommen. Das ist aus Landessicht dann selbstver-
ständlich günstiger. Aber da, wo das nicht der Fall ist, spricht viel dafür, die öffentliche 
Hand, also den BLB, damit zu betrauen.  

Ich bitte das Innenministerium, uns eine Statistik vorzulegen oder darauf hinzuweisen – 
vielleicht war es irgendwo in den Unterlagen dabei; ich habe es nicht entdeckt –, in wie 
vielen Fällen am Ende nur ein Investor ein Angebot abgegeben hat. Wenn es tatsächlich 
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so ist, wie Herr Zelljahn ausgeführt hat, dass in über 50 % der Fälle nur ein Angebot 
abgegeben wurde, dann ist das mit dem Wettbewerb ein Stück weit – ich kann das 
nicht anders sagen – nicht mehr als eine hohle Phrase.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Zelljahn?  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Nur als kleine Ergänzung: 
Die Angabe „über 50 %“ – das haben wir in dem Bericht ausgeführt – betrifft die von 
uns untersuchten Fälle und nicht alle Fälle, die jemals über den Liegenschaftserlass 
gelaufen sind.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: FM?  

LMR Marc Hüffner (FM): Dem habe ich nichts hinzuzufügen. Ich fühlte mich gerade 
auch nicht angesprochen. Ich bitte um Nachsicht.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Okay. Ich dachte, auf den Hinweis „Wenn das 
stimmt, was Sie gesagt haben“ … Ich gehe davon aus, dass Sie immer der Überzeu-
gung sind, dass stimmt, was Sie sagen.  

LMR Marc Hüffner (FM): Herr Vorsitzender, ich nickte Herrn Rock vorhin zu bzw. in 
die Runde.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir können im Protokoll nicht festhalten, dass Sie 
nicken.  

(Heiterkeit von Dirk Wedel [FDP]) 

LMR Marc Hüffner (FM): Ich bitte um Nachsicht. – In der Leistungsphase 3 ist der 
BLB gehalten, einen sogenannten Mietorientierungswert abzugeben, der hinsichtlich 
seiner Obergrenze verbindlich ist. Das ist der höchste Mietzins, der am Ende des Ta-
ges stehen kann. Im weiteren Verlauf der Leistungsphasen resultiert daraus unter Ab-
schmelzung der Risiken ein verbindliches Mietangebot. Das ist dann der Mietzins, der 
für den Gang der 25 Jahre seitens des Nutzers zu zahlen ist.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herzlichen Dank. – Ich gucke in Richtung IM.  

RD’in Mirjam Leipner-Sauer (IM): Ich versuche, es abzuarbeiten.  

Zu der OVG-Rechtsprechung, die durch uns herangezogen wird, um diese Landes-
sicht als korrektiv bewerten zu können und auch, um Rechtssicherheit zu haben. In 
dieser konkreten Rechtsprechung geht es darum, ob der BLB im Vergleich zu Dritten 
bei Anfragen beim Bauamt gebührenbefreit ist, also um eine Situation, in der die öf-
fentliche Verwaltung mit dem BLB aufeinandertrifft und auch Dritte miteinbezogen 
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werden. Dabei war es so, dass das Oberverwaltungsgericht die VG-Rechtsprechung 
von Düsseldorf bestätigt hat, indem gesagt wurde, dass ab dem Zeitpunkt, wo der BLB 
im Vergleich mit Dritten im Wettbewerb steht und dasselbe Produkt anbietet, er ge-
nauso behandelt werden müsse. Ergo war er in diesem Fall nicht gebührenbefreit und 
musste sich wie ein Dritter auch der Gebührenordnung unterwerfen. Diese Denkweise 
haben wir dann auch im Liegenschaftserlass angewandt, indem wir sagen: Der BLB 
muss sich denselben Herausforderungen des Marktes stellen wie ein Dritter. Das ist 
unsere Ausgangsbasis.  

Wir stellen aus unserer Sicht auch den Wettbewerb sicher – Herr Zelljahn hat das 
natürlich so wiedergegeben, wie es seiner Prüfung entsprach –, und zwar auch mit 
unseren Vergabeverfahren, selbst wenn zum Schluss nur ein Bieter übrig bleibt, indem 
wir zunächst nach einem konkreten Bedarf einen wirtschaftlichen Mietzins aktenkundig 
machen. Wir erstellen also nach dem Bedarf, der erst einmal theoretischer Natur ist, 
ein Mietwertgutachten oder vergleichen den Bedarf mit schon realisierten Bedarfen 
und gehen von diesem Quadratmetermietzins aus, fragen den BLB ab und messen 
auch den BLB an diesem zunächst aktenkundig gemachten wirtschaftlichen Quadrat-
metermietzins. Dass sich der BLB dann wirklich dazu bekennen muss, liegt daran, 
dass wir uns Kostensicherheit für den Einzelplan wünschen und auch daran, weil sich 
der Dritte genauso sicher sein muss, wenn er uns ein Angebot macht.  

Die Vergabeverfahren bilden natürlich die wirtschaftliche Lage ab. Der LRH hat den 
Prüfungszeitraum von 2021 gewählt und zwölf größere Verfahren von uns geprüft. Da-
bei war es so, dass tatsächlich in sechs der geprüften Verfahren ein Bieter übrig blieb. 
Das heißt aber nicht, dass er den Zuschlag bekommt, sondern das muss dann an 
diesem vorher aktenkundig Gemachten, praktisch mit unserer ersten Variante, gemes-
sen werden, und wenn das passt, dann wird ein Zuschlag erteilt, an den sich der An-
bieter binden lassen muss. Man muss sehen: 2021 war eine Phase, in der Corona und 
auch der schon angesprochene Krieg in der Ukraine herrschten, es eine Baukosten-
steigerung gab. Der Immobilienmarkt war also generell sehr schwierig, sodass sich 
auch in NRW wenig Investoren in der Lage gesehen haben, in concreto polizeispezifi-
sche Bedarfe zu decken.  

Für uns ist auch ein Zeitfaktor wichtig. Wenn wir ein Immobilienprojekt haben, dann 
steht dahinter immer der Bedarf einer Behörde, der auch in einer gewissen Zeit befrie-
digt werden muss. Wenn man dem BLB erst einmal diese Unkonkretheit zugesteht, 
dann geht wichtige Zeit verloren, die man bräuchte, um den Bedarf zu decken. – Ich 
hoffe, das jetzt vollumfänglich aufgegriffen zu haben.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Das war sehr umfänglich. Bei Ihren umfänglichen 
Darstellungen gibt es immer wieder neue Wortmeldungen. – Zuerst ist Herr Wedel dran.  

Dirk Wedel (FDP): Ich mache es im Hinblick auf die Zeit auch kurz.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Das haben bisher alle gesagt.  

(Heiterkeit) 
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Dirk Wedel (FDP): Im Vorblatt der vertraulichen Vorlage 18/176 steht, dass diese Vor-
lage Angaben zu Quadratmetermietpreisen enthalte, „die aus Gründen des Schutzes 
wirtschaftlicher Interessen des Landes nicht für eine öffentliche Bekanntgabe vorge-
sehen sind“. Das ist nachvollziehbar. Aber in der gesamten Diskussion sowohl beim 
letzten Mal als auch heute wurde auf keinen konkreten Quadratmeterpreis abgehoben, 
sodass ich davon ausgehe, dass die Voraussetzungen für eine Aufhebung der Ver-
traulichkeit im Nachhinein vorliegen.  

Noch einmal zu der förmlichen Sichtweise. Das ist eine Frage, die ich an IM und FM 
richten muss. Wenn das IM davon ausgeht, dass der Kabinettbeschluss aus dem Jahr 
2000 zumindest noch für das IM gilt, dann stellt sich natürlich die Frage, ob nachfol-
gende Kabinettbeschlüsse diesen entweder aufgehoben oder beispielsweise eine Be-
reichsausnahme für das IM vorgesehen haben. Es muss irgendeine Grundlage für die 
Verständigung zwischen FM und IM geben, dass das IM weiterhin den Liegenschafts-
erlass anwendet. Das hätte ich gerne noch aufgeklärt.  

Das ist nur eine Feststellung: So ungewöhnlich ist die Vorgehensweise des IM nicht, 
erst einmal ein Gutachten über den Mietwert einzuholen und damit dann auch Ange-
bote zu vergleichen. Gerade diejenigen, die § 15 Abs. 3 Haushaltsgesetz so hochhal-
ten, sollten sich an das entsprechende Verfahren erinnert fühlen. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich glaube, darauf gibt es keine Reaktion. Herr 
Zelljahn denkt noch darüber nach.  

(Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Nein!) 

Das FM? – Nicht. IM auch nicht? – Denken abgeschlossen, bitte schön.  

MR’in Irene Faustus (IM): Ich spreche hier für das Liegenschaftsreferat des Innenmi-
nisteriums. – Um die Frage konkret aufzugreifen: Uns ist kein Kabinettbeschluss be-
kannt, der die Kabinettvorlage aus dem Jahr 2000, die Gegenstand der Diskussion 
hier war, explizit aufhebt. Uns sind auch keine Gründe bekannt, warum sich die darin 
vorgesehenen Regularien erledigt haben sollten. Wir wenden den Kabinettbeschluss 
in Gestalt unseres Liegenschaftserlasses konsequent an, und zwar in allen Teilen und 
sowohl den angeordneten Wettbewerb und als auch das angeordnete Vermieter-Mie-
ter-Modell betreffend. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Zu dem Thema „Vertraulichkeit und 
Öffentlichkeit“ sage ich gleich noch etwas. Ich gucke auch ein bisschen auf die Uhr. – 
Herr Rock hat jetzt das Wort. 

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank für die Ausführungen zu dem OVG-Urteil. Dann 
habe ich jetzt zumindest verstanden, was dahintersteckt. Ich kann verstehen, dass der 
BLB nicht gebührenbefreit ist. Er ist auch nicht steuerbefreit. Das ist auch logisch: Nur 
weil er der öffentlichen Hand angehört, ist er trotzdem nicht von den Steuern befreit. 
Es wäre auch eine krasse Wettbewerbsverzerrung, wenn er keine Steuern zahlen 
müsste, die sich ganz unterschiedliche Ebenen aufteilen; selbstverständlich gehen die 
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Gebühren auch an die jeweilige Belegenheitskommune. Deshalb sind das unter-
schiedliche öffentliche Ebenen, die eine Rolle spielen.  

Ich halte es aber für fraglich, ob man diese Sichtweisen, dass ganz unterschiedliche 
öffentliche Körperschaften davon profitieren, auf das Thema „Restwert“ übertragen 
kann. Das ist nur meine persönliche Auffassung, der sich aber bis auf ein Ressort 
anscheinend alle anschließen, die es alle für rechtssicher halten, bei dem Thema 
„Restwertbetrachtung“ so vorzugehen, wie das FM das vorschlägt.  

Gestatten Sie mir die Wertung: Ich werde das Gefühl nicht los, dass seitens des IM 
jetzt immer wieder neue, sachfremde Argumente ins Feld geführt werden, mit denen 
verhindert werden soll, dass der BLB eine Restwertbetrachtung vornimmt. Ein biss-
chen entsteht das Gefühl, als wolle man seitens des IM nicht mit dem BLB zusammen-
arbeiten, und dann werden immer wieder neue Argumente ins Feld geführt.  

Das Letzte, das ich jetzt gehört habe, bezieht sich darauf, dass der BLB nicht pünktlich 
liefern würde; es bezieht sich also auf den Zeitpunkt. Auch Sachen wie zeitliche Vor-
gaben kann man klar in die Ausschreibungsunterlagen schreiben. Man kann sicherlich 
auch mit entsprechenden Vertragsstrafen arbeiten, wenn nicht rechtzeitig geliefert 
wird. Das ändert aber an der Systematik im Endeffekt nichts, dass eine Restwertbe-
trachtung durchzuführen ist. Meinetwegen schreiben Sie alle Rahmenbedingungen 
hinein, die Sie haben wollen. Ich kann verstehen, dass Polizeiwachen in bestimmten 
Ortschaften sein müssen, dass es auch bestimmte Zeiträume gibt, bis die stehen sol-
len. Das alles kann ich verstehen. Wenn Sie schlechte Erfahrungen mit dem BLB ge-
macht haben, dann ist das so, aber dann muss man das über die Vertragsgestaltung 
entsprechend regeln und nicht mit sachfremden Erwägungen versuchen, sich einer 
aus meiner Sicht auf der Hand liegenden Restwertbetrachtung zu entziehen.  

Ich glaube, wir kommen nicht richtig weiter. Die Argumente sind weitgehend ausge-
tauscht. Ich glaube, auf dieser Grundlage sollten sich die Fraktionen jetzt überlegen, 
wie sie den Sachverhalt bewerten, und dann in der nächsten Sitzung einen Schluss-
vorschlag erarbeiten. Das ist meine Vermutung.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich wollte gerade sagen: Ich stelle immer wieder 
fest, dass Sie gerne meine Rolle übernehmen. Aber vielen Dank für die Hinweise. 

(Heiterkeit von Simon Rock [GRÜNE]) 

Ich habe aus Ihrem Wortbeitrag nicht herausgehört, dass Sie von Herrn Zelljahn, vom 
FM oder vom IM noch irgendetwas hören möchten – bitte nicht.  

(Kopfschütteln von Simon Rock [GRÜNE]) 

– Vielen Dank. – Aber Herr Zelljahn hat noch eine Ergänzung. Ich gebe Ihnen eine 
Minute, Herr Zelljahn.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Ich brauche nicht so 
lange. – Eine kleine Ergänzung, weil eben von Mietverträgen des IM, 2021 und Corona 
die Rede war: Unsere Tabelle auf 267 des Jahresberichtes umfasst den Zeitraum von 
2021 bis 2025, um das klarzustellen.  
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Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich mache folgende Vorschläge. Wir haben noch 
drei Minuten.  

Bezüglich der Thematik „Vertraulichkeit, Öffentlichkeit, Nichtöffentlichkeit“ haben wir 
am Dienstag beraten. Wir haben über die Nichtöffentlichkeit einen Beschluss mit einer 
Zweidrittelmehrheit gefasst; wir haben über die Vertraulichkeit einen Beschluss mit ei-
ner Zweidrittelmehrheit gefasst. Ich erinnere an den Wortbeitrag von Herrn Börner, der 
der Nichtöffentlichkeit bzw. Vertraulichkeit unter der Bedingung zugestimmt hat, dass 
wir die abschließende Beratung auf jeden Fall öffentlich durchführen. Die nächste, ab-
schließende Beratung wird ohnehin im Rahmen des Aufrufs eines neuen Tagesord-
nungspunkts im öffentlichen Teil stattfinden.  

Ich verweise alle nur darauf – ich gucke niemanden an, sondern auf den Tisch –, dass 
wir derzeit mindestens zwei vertrauliche Vorlagen haben. Im öffentlichen Teil gilt dann 
natürlich, dass aus vertraulichen Vorlagen nicht zu zitieren oder Sonstiges damit zu 
tun ist. Das dürfte aber jedem klar sein. Ich habe das nur der guten Ordnung halber 
noch einmal erwähnt.  

Wir haben jetzt 09:53 Uhr. Sind wir heute so weit durch, wie Herr Rock zutreffend 
zusammengefasst hat? – Ich war schon dabei, zu gucken, wie wir zu der nächsten 
Sondersitzung zusammenkommen. Das hat sich damit erledigt. Wir tagen am 17. März. 
Ich bitte um Beschlussvorschläge bis zum 12. März. 

Ich habe noch einen Vorschlag bezüglich des Kabinettbeschlusses aus dem Jahr 2000. 
Ich gucke in Richtung IM und FM: Ist der 5. Dezember 2000 das richtige Datum?  

(LMR Marc Hüffner (FM): Ich glaube!) 

– Sie glauben? Dann sagen Sie mir das irgendwann noch.  

(MR’in Irene Faustus [IM] und RD’in Mirjam Leipner-Sauer [IM]: Ja!) 

– Sie wissen? Gut. – Es gibt in der Diskussion – das haben Sie selbst festgestellt – 
immer wieder unterschiedliche Auffassungen darüber, wie mit diesem Kabinettbe-
schluss vom 5. Dezember 2000 umzugehen ist. Wenn Sie dem folgen – ich gucke in 
Richtung aller fünf Fraktionen –, würde ich die Staatskanzlei diesbezüglich im Namen 
des Ausschusses anschreiben und um eine Stellungnahme dazu bitten. – Nicken, ni-
cken, nicken. Herr Blondin überlegt noch, ob er nickt.  

(Marc Blondin [CDU]: Na gut!)  

Herr Dr. Beucker? – Nickt. Gut, dann werde ich das tun; ich werde die Staatskanzlei 
anschreiben. Sie erhalten natürlich eine Durchschrift dieses Schreibens.  

Wir haben 09:55 Uhr. Ich schließe diese Sitzung. Wir sehen uns aller Voraussicht nach 
am 17. März wieder. Ich danke Ihnen für die hervorragende Disziplin.  

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

18.02.2026/02.03.2026 
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